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Worum geht es hier?

In leichter Sprache

Manche Menschen mit Behinderungen

brauchen Unterstitzung bei wichtigen Entscheidungen.
Dann kdénnen sie eine rechtliche Betreuung bekommen.
Seit Januar 2023 gilt ein neues Betreuungs-Recht.

Das neue Gesetz soll die Selbst-Bestimmung

von Menschen mit einer rechtlichen Betreuung starken.

Das neue Betreuungs-Recht war Thema
bei der Veranstaltung ,LVR-Dialog Inklusion und Menschenrechte"

im November 2022.

In dieser Vorlage steht: T ey
Hierlber haben die Teilnehmenden beim Dialog zum

Thema Betreuungsrecht diskutiert.

Haben Sie Fragen zu diesem Text?
Dann konnen Sie beim LVR in Kdln anrufen:
0221-809-2202.

Viele Informationen zum LVR in Leichter Sprache

finden Sie hier:

www.leichtesprache.lvr.de

Der Zusatztext in leichter Sprache soll zum einen die Verstandlichkeit der Vorlage
insbesondere flir Menschen mit Lernschwierigkeiten konkret verbessern, zum anderen fir
die Grundsatze der Zuganglichkeit und Barrierefreiheit im Bereich Information und
Kommunikation im Sinne der Zielrichtungen 6 und 8 des LVR-Aktionsplans zur UN-
Behindertenrechtskonvention sensibilisieren.

Mit der Telefonnummer 0221-809-2202 erreicht man die zentrale Stabsstelle Inklusion -
Menschenrechte — Beschwerden (00.300). Sie gibt oder vermittelt bei Bedarf gern
weitere Informationen. Bilder: © Reinhild Kassing.



Zusammenfassung

Der 5. LVR-Dialog Inklusion und Menschenrechte am 14. November 2022 beschaftigte
sich mit dem Schwerpunktthema: ,Das neue Betreuungsrecht als Chance fir mehr
Selbstbestimmung®.

Anlass fir dieses Schwerpunktthema waren die zum 1. Januar 2023 in Kraft getretenen
Neuerungen im Betreuungsrecht sowie die dezernatsiibergreifende Auseinandersetzung
mit den wesentlichen Anderungen durch die Betreuungsrechtsreform fiir den LVR in
seinen unterschiedlichen Aufgaben und Funktionen (vgl. Vorlage Nr. 15/1061).

Als Anlage 1 zu dieser Vorlage wird die Dokumentation der Veranstaltung zur Kenntnis
gebracht. Sie soll als barrierefreies PDF auf der Seite www.dialog.lvr.de veréffentlicht
werden.

Als Anlage 2 wird das Infopapier ,DER RICHTIGE UMGANG MIT RECHTLICH BETREUTEN
MENSCHEN -Relevante Anderungen im Betreuungsrecht fiir Sozialleistungstréger" des
Bundesministeriums fir Justiz zur Kenntnis gebracht.

Diese Vorlage berihrt insbesondere Zielrichtung 9 (Menschenrechtsbildung) sowie
Zielrichtung 12 des LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention im LVR (,Vorschriften und Verfahren im LVR systematisch
untersuchen und anpassen").




Begriindung der Vorlage Nr. 15/1707

Das neue Betreuungsrecht als Chance fiir mehr Selbstbestimmung:
Dokumentation des 5. LVR-Dialog Inklusion und Menschenrechte
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1. Das Veranstaltungsformat ,LVR-Dialog Inklusion und Menschenrechte"

Die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention (BRK) braucht einen offenen
Austausch auf Augenhdhe. Genau dazu ist der LVR-Dialog Inklusion und Menschenrechte
da. Er steht ganz bewusst am Ende des jahrlichen Berichtswesens zur Umsetzung der
BRK im LVR. Er wird jahrlich durch die LVR-Stabsstelle Inklusion — Menschenrechte -
Beschwerden organisiert.

Der 5. LVR-Dialog Inklusion und Menschenrechte fand am 14. November 2022 statt. Der
Dialog wurde, wie bereits 2021, als reine Online-Fachveranstaltung durchgeftihrt.
Insgesamt nahmen ca. 100 Personen an der Zoom-Veranstaltung teil, darunter vor allem
Personen aus Selbstvertretungsorganisationen der Menschen mit Behinderungen, aus
Fachverbdanden der Leistungserbringer sowie aus der LVR-Politik und LVR-Verwaltung.

Um den Austausch bei Interesse fortzusetzen und zu vertiefen, fanden zwei Diskussions-
Workshops am Mittwoch, 23. November 2022 sowie am Donnerstag, 24. November 2022
statt (vgl. Aktivitat Z9.1. im Jahresbericht 2022, Vorlage Nr. 15/1470).

2. Das neue Betreuungsrecht als Schwerpunktthema

Der 5. LVR-Dialog Inklusion und Menschenrechte beschaftigte sich mit dem
Schwerpunktthema: ,Das neue Betreuungsrecht als Chance fiir mehr
Selbstbestimmung®.

Anlass fur das Schwerpunktthema waren die zum 1. Januar 2023 in Kraft getretenen
Neuerungen im Betreuungsrecht. Der LVR ist in verschiedenen Rollen und Funktionen mit
dem Thema der rechtlichen Betreuung befasst, insbesondere als Landesbetreuungsamt,
als Trager der Eingliederungshilfe sowie als Leistungserbringer im Bereich Psychiatrie,
Soziale Rehabilitation und Heilpadagogische Hilfen. In der dezernatsiibergreifenden
Vorlage (Vorlage Nr. 15/1061) wurden wesentliche Anderungen durch die
Betreuungsrechtsreform skizziert und Anknipfungspunkte im LVR beleuchtet.

Als Anlage 1 zu dieser Vorlage wird die Dokumentation zum 5. LVR-Dialog
Inklusion und Menschenrechte zur Kenntnis gebracht. Sie soll als barrierefreies PDF
auf der Seite www.dialog.lvr.de veréffentlicht werden.

Fir die Dokumentation wurden die Diskussionspunkte inhaltlich zusammengefasst,
thematisch sortiert und ggf. anonymisiert, aber nicht durch den LVR kommentiert oder
bewertet. Sie spiegeln insofern die Diskussionsbeitrage mdglichst authentisch wider.



Die LVR-Stabsstelle Inklusion — Menschenrechte - Beschwerden plant, das Thema
Betreuungsrecht auch beim diesjahrigen LVR-Tag der Begegnung im Juni 2023 in der
Themenwelt ,Vielfalt und Gerechtigkeit" aufzugreifen. Auch eine interne
Mittagspausenveranstaltung flr LVR-Mitarbeitende ist in Planung.

3. ,Gemeinsam. Auf meinem Weq". Informationskampagne des
Bundesministeriums der Justiz

Inzwischen hat das Bundesministerium der Justiz eine Informationskampagne zum neuen
Betreuungsrecht unter dem Titel ,Gemeinsam. Auf meinem Weg" veroéffentlicht. Die
Materialien sind unter dem folgenden Link im Internet aufrufbar:

https://www.bmj.de/DE/Themen/FokusThemen/BetreuungsR-Reform/BetreuungsR-
Reform node.html

Zur Verfligung gestellt werden unter anderem Fragen und Antworten zum neuen
Betreuungsrecht (auch in Leichter Sprache) sowie Merkblatter fiir verschiedene
Berufsgruppen (Betreuungsrichter*innen, Rechtspfleger*innen und arztliches Personal).

Das Infopapier ,DER RICHTIGE UMGANG MIT RECHTLICH BETREUTEN MENSCHEN -
Relevante Anderungen im Betreuungsrecht fiir Sozialleistungstriager" ist dieser Vorlage
als Anlage 2 hinzugeflgt.

Lubek
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1. Ablauf der Veranstaltung

Der 5. LVR-Dialog Inklusion und Menschenrechte am 14. November 2022
beschaftigte sich mit dem Schwerpunktthema: , Das neue Betreuungsrecht als

Chance fur mehr Selbstbestimmung®.

Der Dialog wurde wie bereits 2021 als reine Online-Fachveranstaltung
durchgefihrt. Insgesamt nahmen ca. 100 Personen an der Zoom-Veranstaltung
teil, darunter vor allem Personen aus Selbstvertretungsorganisationen der
Menschen mit Behinderungen, aus Fachverbanden der Leistungserbringer sowie
aus der LVR-Politik und LVR-Verwaltung.

Die Dialog-Veranstaltung hatte folgenden Ablauf:

9.30 Uhr BegriiBung

9.40 Uhr Endlich: Ein neues Betreuungsrecht fiir mehr
Selbstbestimmung - 13 Jahre nach Inkrafttreten der BRK
und 7 Jahre nach der ersten Staatenpriifung
EinfUhrende Worte von LVR-Direktorin Ulrike Lubek

10.00 Uhr Mehr Selbstbestimmung wagen - das neue
Betreuungsrecht gemeinsam umsetzen
Input von Prof. Dr. Dagmar Brosey (TH Kéln) und Andreas Martin
(Bildungsfachkraft der TH Kdéln)

10.30 Uhr Fragerunde und Austausch

11.00 Uhr Digitale , Kaffeepause"

11.20 Uhr Welche Herausforderungen und Erwartungen
kommen auf den LVR zu?
Ein Gesprach uber die Vorliberlegungen im LVR-
Landesbetreuungsamt, im LVR-Verbund Heilpadagogischer Hilfen
und aus Sicht des Tragers der Eingliederungshilfe sowie
Erwartungen an den LVR

12.20 Uhr Ausblick und Verabschiedung

12.30 Uhr Ende der Veranstaltung
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Um den Austausch bei Interesse fortzusetzen und zu vertiefen, fanden zwei
Diskussions-Workshops am Mittwoch, 23. November 2022, 10.00 bis 11.30 Uhr
sowie am Donnerstag, 24. November 2022, 16.00 bis 17.30 Uhr statt. An diesen
Angeboten nahmen jeweils ca. 5 Personen teil. In kleiner Runde war viel Raum

flr eine intensive Diskussion.

2. Einfiihrung von LVR-Landesdirektorin Lubek: Ein neues

Betreuungsrecht fiir mehr Selbstbestimmung

In ihren einfihrenden Worten am 14. November 2022 machte LVR-
Landesdirektorin Ulrike Lubek darauf aufmerksam, dass in der Gruppe der
Menschen, fur die der LVR Leistungen finanziere oder erbringe, der Anteil der
rechtlich betreuten Menschen ganz erheblich sei. Sie formulierte zwei Anliegen
fur die Umsetzung der Reform des Betreuungsrechts, die zu Beginn des Jahres
2023 in Kraft getreten ist: Das Gesetz musse nicht nur im rechtlichen Sinne
korrekt umgesetzt werden. Es sei ebenso wichtig, dass letztlich die Menschen mit
rechtlicher Betreuung selbst das Gefluhl der Unterstutzung und der Teilhabe

empfinden.

Erstaunlich sei, wie stark sich selbst 30 Jahre nach Inkrafttreten des ersten
Betreuungsrechts (1992) noch Begriffe und Formulierungen der rechtlich
Uberwundenen Vormundschaft von erwachsenen Menschen, die ggf. mit echter
Entmindigung verbunden war, im allgemeinen Sprachgebrauch halten wirden.
Das deute darauf hin, wie tief das Problem sitze. Vielfach fehle es an Wissen um
die Rechte und Pflichten einer rechtlichen Betreuung. Ebenso fehle es an einer
entsprechenden Haltung gegenliber Menschen, flir die zur Erledigung ihrer

rechtlichen Angelegenheiten eine Betreuung bestellt wurde.

Das Instrument der rechtlichen Betreuung dirfte zuklnftig nicht langer als
Rechts-Einschrankung begriffen werden, so Frau Lubek. Die rechtliche Betreuung
sei stattdessen eine staatliche MaBnahme eben zur Gewahrleistung von

hoéchstpersdnlichen Rechten.
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Frau Lubek betonte, dass der Dialog nicht als Fachtagung im Sinne einer
Informationsveranstaltung angelegt sei. Sie bat die Teilnehmenden darum, mit
ihren eigenen Beitragen den LVR ,auf Augenhéhe ohne Scheu und Zurtickhaltung
dabei zu unterstitzen®, die Herausforderungen des neuen Betreuungsrechts
insbesondere aus der Perspektive der Betroffenen und der Angehérigen noch

besser zu verstehen.

Zum Nachlesen:
LVR-Vorlage 15/1061: ,Das neue Betreuungsrecht als Chance fir mehr

Selbstbestimmung von Menschen mit rechtlicher Betreuung" (September 2022)

https://dom.lvr.de/lvis/Ivr recherchewww.nsf/0/31B6BDB552DA96CBC12588B8
003C3A6C/sfile/Vorlagel5 1061.pdf

3. Vortrag ,Mehr Selbstbestimmung wagen - das neue Betreuungsrecht

gemeinsam umsetzen"

In ihrem Vortrag gingen Prof. Dr. Dagmar Brosey (Professorin flir Zivilrecht an
der Fakultat fir Angewandte Sozialwissenschaften der TH Kéln) und Andreas
Martin (Bildungsfachkraft an der TH Kéln) anschlieBend folgenden Fragen nach:

1. Was ist rechtliche Betreuung?

2. Warum gibt es ein neues Gesetz?

3. Was steht in dem neuen Gesetz?

4. Was beutetet das fir Menschen mit Betreuung?

Im Anschluss an den Vortrag bestand die Moéglichkeit, den Referierenden

Verstandnisfragen zu stellen.

Zum Nachlesen:

Die gezeigten Vortragsfolien stehen unter www.dialog.lvr.de zum Download zur

Verfugung.
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4. Ergebnisse der Diskussion: Herausforderungen und Erwartungen an
den LVR

Der LVR ist in verschiedenen Funktionen und Aufgaben mit dem neuen

Betreuungsrecht befasst. Zu Beginn der Diskussion am 14. November 2022

fuhrten zunachst Fachkrafte aus der LVR-Verwaltung aus der Perspektive

ihrer jeweiligen Bereiche aus.

Zum Thema ,LVR als Leistungserbringer in der Eingliederungshilfe™:
Andreas Hansch-Lohkemper, Leiter der LVR-Abteilung
~Heilpadagogische Hilfen™ mit der Fachaufsicht fir den LVR-Verbund
Heilpadagogischer Hilfen mit mehr als 2.500 Kund*innen
(Leistungsberechtigten) im gesamten Rheinland (vgl. hierzu ausfihrlich
LVR-Vorlage 15/1061, Gliederungsziffer 3.3).

Zum Thema ,LVR als Trager von Leistungen der Eingliederungshilfe fur
erwachsene Menschen mit wesentlichen Behinderungen®: Daniela
Buheitel, Regionalabteilungsleiterin im LVR-Dezernat Soziales (vgl. hierzu
ausfuhrlich LVR-Vorlage 15/1061, Gliederungsziffer 3.2).

Zum ,LVR als Landesbetreuungsamt™: Monika Schroder, Leiterin der
Abteilung ,Psychiatrische Versorgung" im Dezernat LVR-Klinikverbund und
des LVR-Verbundes Heilpadagogischer Hilfen (vgl. hierzu ausfihrlich LVR-
Vorlage 15/1061, Gliederungsziffer 3.1).

Zudem wurden kurze Videos gezeigt, in denen Mitglieder der ,AG Partizipation"

im LVR-Verbund Heilpadagogischer Hilfen, fur die selbst eine rechtliche

Betreuung bestellt wurde, ihre Winsche zur Umsetzung des neuen

Betreuungsrechts zum Ausdruck brachten.

Aufgrund vieler thematischer Uberschneidungen werden im Folgenden zentrale

Diskussionspunkte, die wahrend der Hauptveranstaltung am 14. November 2022,

und bei den Workshops zur Fortsetzung der Diskussion von den Teilnehmenden

benannt wurden, Ubergreifend dokumentiert.
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Die Diskussionspunkte wurden flr diese Dokumentation inhaltlich
zusammengefasst, thematisch sortiert und ggf. anonymisiert, aber nicht durch
den LVR kommentiert oder bewertet. Sie spiegeln insofern die

Diskussionsbeitrage maoglichst authentisch wider.

Fehlendes Wissen und Unsicherheiten im Umgang mit rechtlicher
Betreuung:

(1)Wiederholt hingewiesen wurde auf bestehende Wissensliicken zum Thema
rechtliche Betreuung, insbesondere auf Seiten der rechtlichen
Betreuungspersonen selbst, auf Seiten von arztlichem Personal und auch im
Verwaltungskontext. Exemplarisch genannt wurden etwa Unklarheiten
hinsichtlich der richterlich festgelegten Aufgabenbereiche (ehemals:
Aufgabenkreise) und ihrer Konsequenzen fur die Einbeziehung von
rechtlichen Betreuungen zum Beispiel in Verwaltungsverfahren. Ein weiteres
Beispiel waren bestehende Unsicherheiten hinsichtlich der
Einwilligungsfahigkeit rechtlicher betreuter Menschen in arztliche

MaBnahmen und Eingriffe (z.B. Impfungen).

(2) In der Praxis sei oftmals auch die konkrete Aufgabenteilung zwischen
rechtlicher Betreuung und sozialer, pflegerischer und
gesundheitlicher Unterstiitzung noch unklar. Hingewiesen wurden in
diesem Kontext auf eine Handreichung des Deutschen Vereins zum
Verhaltnis von Tatigkeiten an der Schnittstelle von rechtlicher Betreuung
und Sozialleistungen mit Hinweisen zu Abgrenzung und Kooperation von Mai
2022.1

(3)In der Diskussion wurde deutlich, dass gerade die Rolle von Eltern als

rechtliche Betreuungspersonen differenziert betrachtet werden sollte:

! Kooperation und Abgrenzung — Das Verhéltnis von Rechtlicher Betreuung und sozialer, pflegerischer und

gesundheitlicher Unterstiitzung (deutscher-verein.de)
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Einerseits wurde von der Erfahrung berichtet, dass Eltern als rechtliche
Betreuungspersonen in manchen Fallen zu viel ,mitbestimmen™ wollten.
Andererseits durften Eltern nicht grundsatzlich als ungeeignet fir die Rolle
der rechtlichen Betreuung angesehen werden. Sie seien etwa gerade flr
den Personenkreis der nicht-verbal kommunikationsfahigen Menschen sehr
wichtig, um bei der Artikulation von Wunschen oder bei der

Entscheidungsfindung zu unterstitzen.
Das neue Betreuungsrecht in der Verwaltungspraxis:

(4)Grundsatzlich misse geprift werden, ob und welche Prozesse in der LVR-
Verwaltung auf Grundlage des neuen Betreuungsrechts anzupassen seien
(z.B. regelhafte Priifung, welche Aufgabenbereiche bei einer betreuten
Person konkret angeordnet wurden, Vorrang aller Formen der Beratung und
Unterstltzung, die auf sozialrechtlichen Vorschriften beruhen (etwa nach §

106 SGB IX), vor der Bestellung einer rechtlichen Betreuung).

(5)Sofern LVR-Schreiben in Zukunft auch an die betreuten Personen selbst
versendet wiirden, misse auch verstarkt tiber die Verstandlichkeit von
Verwaltungssprache nachgedacht werden (z.B. durch erganzende
schriftliche Erklarungen in Leichter Sprache, Angebote zur persénlichen

Erklarung von Bescheiden im Kontext der Beratung nach § 106 BTHG).

(6)Bei allen Verfahren misse im Sinne des Datenschutzes bzw.
Vertrauensschutzes in Zukunft noch mehr darauf geachtet werden, dass
rechtliche Betreuer keine Sachverhalte erfahren wirden, , die sie nichts
angingen" (z.B. im BEI_NRW-Verfahren).

(7)Insbesondere beim Verfahren der Bedarfsermittlung in der
Eingliederungshilfe (BEI_NRW) sei besondere Aufmerksamkeit far die
Wiunsche der betreuten Personen, die auf unterstiitzte Kommunikation
angewiesen seien, nétig. Es wurde dazu die Entwicklung eines

~Methodenkoffers" angeregt.
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Umsetzung der Betreuungsrechtsreform:

(8)Es wurde bemerkt, dass die Betreuungsrechtreform bisher kaum

offentliche Aufmerksamkeit erfahren habe.

(9) Es bestehe aktuell insbesondere noch groBe Unklarheit, welche
Auswirkungen die Reform auf Familienangehorige und andere
ehrenamtliche rechtliche Betreuungspersonen habe. Hier wurde ein

groBer Bedarf an Sensibilisierung und Schulung gesehen.

(10) Hinsichtlich der neuen, differenzierteren Bestimmung von
Aufgabenbereichen wurde angemahnt, darauf zu achten, ,dass die

Gesundheitsfiirsorge von betreuten Personen umsetzbar bleibe.

(11) Bei der im Gesetz vorgesehenen Auswahl der Betreuungsperson
musse darauf geachtet werden, dass sich die Beteiligten auch tatsachlich
personlich kennenlernen kénnten. Betreute Personen sollten eine
Wahlmaoglichkeit haben.

(12)Es wurde grundsatzlich kritisch angemerkt, ob die finanziellen
Ressourcen fiir die Ubernahme der unterschiedlichen Aufgaben der
rechtlichen Betreuung im Sinne des neuen Betreuungsrechts ausreichend
seien. Eine ausreichende Finanzierung insbesondere der beruflichen
Betreuertatigkeit sei die Voraussetzung dafur, dass sich qualifizierte

Fachkrafte flr diese wichtige Aufgabe finden wrden.
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Rechtliche Betreuung und ZwangsmafBnahmen:

(13) In der Diskussion wurde es als wichtig erachtet, an alle Beteiligten klar zu
kommunizieren, dass ab 2023 Freiheitsentziehende MaBBnahmen als
eigenstandiger Aufgabenbereich zu regeln seien (und nicht mehr tUber das
allgemeine Aufenthaltsbestimmungsrecht abgedeckt seien). Fur
Bestandsbetreuungen gelte jedoch eine Ubergangsfrist bis zum 1. Januar
2028.

(14)In diesem Kontext wurden nach den Ereignissen in Ostwestfalen-Lippe
groBe Erwartungen an die neue Landesinitiative Gewaltschutz NRW

gedulBert.

5. Fazit aus Sicht der LVR-Stabsstelle Inklusion — Menschenrechte -

Beschwerden

Die offentliche Auseinandersetzung mit dem Instrument der rechtlichen
Betreuung und der nun in Kraft getretenen Gesetzesanderungen flir mehr
Selbstbestimmung steht noch am Anfang. Es gibt Wissensliucken und
Unsicherheiten bei allen Beteiligten. Die groBe Aufmerksamkeit flir das Thema
Gewaltschutz (Schwerpunktthema des Dialogs 2021) kann ggf. genutzt werden,

auch hier Fortschritte zu erzielen.

Das Thema rechtliche Betreuung betrifft viele Menschen. So finanziert und
erbringt der LVR in vielen Bereichen Leistungen flir Menschen, fur die eine
rechtliche Betreuung bestellt wurde. Viele Menschen haben zudem im Privaten
BertUhrungspunkte, etwa, wenn sie selbst als rechtliche Betreuung bestellt
wurden und/oder Familienangehorige durch eine rechtliche Betreuung unterstutzt
werden. Und letztlich kénnen alle Menschen durch Krankheit oder Unfall jederzeit
in eine Situation geraten, die eine rechtliche Betreuung erforderlich machen

kann.

10
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Aus menschenrechtlicher Sicht ist es daher sicher notwendig, das Wissen um die

Ziele des Betreuungsrechts noch starker im 6ffentlichen Diskurs zu betonen.

Die Stabsstelle wird selbst Gelegenheiten und Formate suchen, um das Thema
bekannter zu machen. Aktuell geplant ist zum Beispiel, das Thema beim
diesjahrigen LVR-Tag der Begegnung im Juni 2023 in der Themenwelt ,Vielfalt
und Gerechtigkeit™ aufzugreifen. Auch eine interne Mittagspausenveranstaltung
fir LVR-Mitarbeitende ist in Planung.

Als Trager und Leistungserbringer der Eingliederungshilfe und als
Landesbetreuungsamt wird der LVR das reformierte Betreuungsrecht zudem in

eigener Zustandigkeit der Fachdezernate weiterverfolgen.

Wir danken allen Teilnehmenden sehr, die den LVR-Dialog 2022 mit ihren offenen
und konstruktiven Beitragen in Wort und Schrift zu einer spannenden
Veranstaltung gemacht haben. Ebenso danken wir Prof. Dr. Dagmar Brosey und
Andreas Martin (beide TH KélIn) fur ihren informativen und anschaulichen Vortrag
und den LVR-Kolleg*innen, die uns fachlich (s.0.) und technisch (Ulrich Trapp

und Selina Pick) bei der Durchfliihrung unterstltzt haben.
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DER RICHTIGE UMGANG
MIT RECHTLICH BETREUTEN
MENSCHEN

Relevante Anderungen im Betreuungsrecht fiir Sozialleistungstriger




Zum 1. Januar 2023 tritt eine umfassen-
de Reform des Betreuungsrechts in Kraft.
Neben strukturellen Anderungen gibt es ei-
nige Neuerungen, die auch Sozialleistungs-
trager und sonstige Behorden betreffen.
Die wichtigsten Punkte fiir Ihre Arbeit sind:

1.

Das neue Recht starkt die Selbstbestimmung betreu-
ter Menschen: Es gilt der Grundsatz ,Unterstiitzen vor
Vertreten®. Nach § 1821 Abs. 1 Satz 2 des Birgerlichen
Gesetzbuchs (BGB) n.F. unterstitzt der Betreuer® die
betreute Person dabei, ihre Angelegenheiten rechtlich
selbst zu besorgen, und macht von seiner Vertretungs-
macht im Rechtsverkehr nur noch Gebrauch, wenn dies
erforderlich ist. Die Anordnung einer rechtlichen Betreu-
ung hat keinen Einfluss auf die Geschaftsfahigkeit der
betreuten Person; die Entmiindigung Volljdhriger wurde
bereits 1992 abgeschafft. Dies gilt auch bei der Geltend-
machung von Sozialleistungen.

- Was bedeutet das fiir die
sozialbehordliche Praxis?

Kommunizieren Sie grundsatzlich immer zundchst mit
der betreuten Person selbst und priifen Sie, ob die Hin-
zuziehung des rechtlichen Betreuers im Einzelfall erfor-
derlich scheint. Die Annahme, Personen mit einem recht-
lichen Betreuer diirften nicht selbst entscheiden und ihre
sozialrechtlichen Anspriiche, insbesondere im Wege der
Antragstellung, nicht selbst geltend machen, ist falsch.
Wenn die betreute Person selbst handlungs- und mit-
wirkungsfahig ist, hat der rechtliche Betreuer lediglich
die Aufgabe, sie im Rahmen des vom Betreuungsgericht
bestimmten Aufgabenkreises bei der eigenen Entschei-
dungsfindung und -umsetzung zu unterstitzen. Infor-
mieren Sie in jedem Fall immer auch die betreute Per-
son selbst tiber behodrdliche Entscheidungen und weitere
Verfahrensschritte.

E
AUF MEINEM WE

2.

Eine weitere Starkung der Selbstbestimmung betreuter
Menschen bewirkt die Neuregelung des § 53 der Zivil-
prozessordnung (ZPO). Der neue § 53 ZPO, der unmit-
telbar fiir den Zivilprozess gilt, findet in praktisch allen
behordlichen Verfahren Anwendung, insbesondere in
den fiir betreute Menschen besonders relevanten Ver-
fahren bei den Sozialbehérden (vgl. § 12 Abs. 3 VwWVfG
des Bundes bzw. die entsprechenden Landesgeset-
ze und § 11 Abs. 3 SGB X). Die Prozess- und Verfah-
rensfahigkeit betreuter Personen richtet sich ab dem
1. Januar 2023 nach den allgemeinen Vorschriften. Das
bedeutet: Im Grundsatz ist jede volljahrige Person -
rechtlich betreut oder nicht - geschafts- und damit
auch prozess- und verfahrensfahig, sofern das Gegen-
teil nicht im Rahmen einer medizinischen Beurteilung
im Einzelfall festgestellt wird. Von einer fehlenden
Prozess- und Verfahrensfahigkeit ist ausnahmswei-
se nur dann auszugehen, wenn fir die betreute Person
ein Einwilligungsvorbehalt fiir den betreffenden Auf-
gabenbereich im Sinne des § 1825 BGB n.F. angeord-
net ist. Betreute Menschen und Betreuer kdnnen also
grundsatzlich - wie im zivilrechtlichen Rechtsverkehr -
nebeneinander in behdérdlichen oder gerichtlichen Ver-
fahren tétig werden. Die Vorgabe des § 1821 Abs. 1
Satz 2 BGB n.F. (s.0.) gilt auch hier. Der Betreuer kann je-
doch nach der neuen Regelung vom Grundsatz des Ne-
beneinanders abweichen und im Verfahren durch eine so
genannte AusschlieBlichkeitserklarung gegeniiber dem
Gericht oder der Behorde erklaren, dass der Rechtsstreit
oder das behordliche Verfahren ausschliefRlich durch
ihn gefiihrt wird, § 53 Abs. 2 Satz 1 ZPO n.F. Diese Er-
klarung bezieht sich auf den gesamten Rechtsstreit bzw.
das gesamte Verwaltungsverfahren bis zum rechts- bzw.
bestandskraftigen Abschluss. Mit dem Eingang der Aus-
schlieRlichkeitserklarung steht die betreute Person einer
prozess- oder verfahrensunfahigen Person gleich. Die Er-
klarung kann der Betreuer jederzeit, auch im laufenden
Verfahren, mit Wirkung fiir die Zukunft zurticknehmen.

Zustellungen im behordlichen Verfahren erfolgen ge-
malk § 6 Abs. 1 Satz 3 VWZG n.F. zwar weiterhin an den
Betreuer, wenn dieser iber den entsprechenden Aufga-
benbereich verfiigt. Die betreute Person muss aber eine
Abschrift des zugestellten Dokuments per Post oder eine
elektronische Version des Dokuments erhalten. Im ge-
richtlichen Verfahren ist sowohl eine Zustellung an pro-

lRechtliche Begriffe werden in dieser Zusammenfassung zugunsten einer einfacheren Lesbarkeit entsprechend der Gesetzesbezeichnung im generischen Maskulinum verwendet.

In dieses sind alle Geschlechter miteinbezogen.



zessfahige Betreute als auch an den Betreuer moglich
(§ 170a Abs. 1,2 ZPO n.F.); der jeweils andere muss eben-
falls eine Abschrift erhalten.

-> Was bedeutet das fiir die
sozialbehordliche Praxis?

Erldutern Sie betreuten Menschen auf adressatenge-
rechte Weise das Verfahren und beschranken Sie die
Kommunikation im Verfahren keinesfalls von Anfang
an auf den Betreuer. Der Betreuer ist nicht gehalten,
zur Vereinfachung des Verfahrens die AusschlieRlich-
keitserklarung abzugeben. Weisen Sie Erklarungen
oder Antrage betreuter Menschen nicht pauschal mit
Verweis auf die bestehende rechtliche Betreuung zurtick.

3.

Im Sozialrecht ist durch das Reformgesetz nunmehr
die Subsidiaritat der rechtlichen Betreuung gegeniiber
anderen sozialrechtlichen Hilfen klar verankert: Ge-
maR § 17 Abs. 4 Satz 2 SGB I n.F. diirfen soziale Rech-
te nach den Sozialgesetzbiichern nicht versagt oder
eingeschrankt werden, weil ein rechtlicher Betreuer
bestellt worden ist oder bestellt werden koénnte. So-
zialleistungen diirfen also nicht mit Hinweis auf eine

E
AUF MEINEM WE

bestehende rechtliche Betreuung oder die Maoglich-
keit einer Betreuerbestellung versagt werden. Auch die
vielfaltigen Beratungs- und Unterstitzungspflichten,
die sich etwa im Bereich der Eingliederungshilfe aus
§ 106 SGB IX ergeben, sind nicht deshalb eingeschrankt,
weil eine rechtliche Betreuung eingerichtet wurde oder
werden kann. § 17 Abs. 4 Satz 1 SGB I n.F. bestimmt
zudem, dass die Sozialleistungstrager mit den Betreu-
ungsbehorden bei der Erfiillung ihrer Aufgaben zur Ver-
mittlung geeigneter Hilfen zur Betreuungsvermeidung
zusammenarbeiten.

- Was bedeutet das fiir die
sozialbehordliche Praxis?

Ermitteln Sie bei der Prifung und Gewéhrung von Sozi-
alleistungen flr betreute Menschen bzw. Menschen, bei
denen die Bestellung eines Betreuers in Betracht kommt,
den individuellen Beratungs- und Hilfebedarf unter Be-
riicksichtigung der Zielrichtung der Sozialleistungen im
Einzelnen. Entscheiden Sie nach den Umstanden im Ein-
zelfall, ob die notwendigen Leistungen nicht auch ohne
Bestellung eines Betreuers gewahrt werden kénnen. So-
weit eine umfassende Beratung und Unterstiitzung der
Antragstellung fiir die betroffene Person ausreicht, muss
und darf keine Betreuerbestellung erfolgen.

Mehr unter:
www.bmj.de/betreuungsrecht



	Begründung15-1707
	15-1707 Anlage 1
	15-1707 Anlage 2

